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Vorwort

»Das Leben wird nach Jahren gezahlt
und nach Taten gemessen.“

Lao-Tse

Diese Gedachtnisschrift wiirdigt Werner Heun (1953-2017), den nach Jah-
ren gezahlt leider allzu frith verstorbenen Doyen der Fakultit, Kollegen
und Freund; seine Taten zu messen wird anderen iiberlassen bleiben: vor
allem jenen, die gerne mit Herzblut und Argument wissenschaftlich strei-
ten.

Der Gottinger Rechtswissenschaftlichen Gesellschaft e. V. war Werner
Heun lange und aktiv verbunden, tiber Jahre war er in ithrem Vorstand titig.
Sie hat ihm vieles zu danken. Dort und auch in anderen Zusammenhingen
haben wir gut und gerne zusammengearbeitet. Es lag also recht nahe, dafl
die Gesellschaft gemeinsam mit der Gottinger Juristischen Fakultit und
ithrem Institut fiir Allgemeine Staatslehre und Politische Wissenschaften
ein eintdgiges Gedachtnissymposion zu seinen Ehren ausrichtete, das am
08.05.2018 unter reger Beteiligung im Alfred-Hessel-Saal des historischen
SUB-Gebiudes stattgefunden hat: Verfassungsrecht im Widerstreit, so lau-
tete die Themenwahl. Und eben jenen Titel trigt jetzt auch die Gedachtnis-
schrift, er verbindet zwei Innuendos: zum einen die beindruckende Brei-
te des Arbeitsgebietes von Werner Heun, die sich nur sehr schwer einem
Versuch beugt, einige inhaltliche Gliederungsstrukturen beizumengen; zum
anderen die Heun’sche Art, Lust, Liebe, oder wie immer man es heiflen
mochte, Diskussionen zu ,bestreiten®, namlich unvoreingenommen, bis-
weilen sehr pointiert und auch immer tiber den juristischen Tellerrand hi-
nausblickend. Man hatte nur eine Chance, die Oberhand zu gewinnen: das
bessere Argument!

Unter jenem Wahlspruch stand schon das Gedenksymposion mit fach-
lichen Schwerpunktsetzungen im Finanzverfassungsrecht am Vormittag
(Joachim Wieland, Stefan Korioth) bzw. im Verfassungsrecht und in der
Rechtstheorie am Nachmittag (Christoph Mollers, Pia Lange, Hans Mi-
chael Heinig). Neben den damaligen, ausgearbeiteten Vortragen sind hier
weitere versammelt. Sie stammen von Freunden, Weggefahrten, Schiilern
im engeren und weiteren Sinn. Die Verfassungsgeschichte durfte keines-
falls fehlen (Jorn Ipsen, Horst Dreier, Norbert Ullrich) und ebensowenig die
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Verfassungsvergleichung (Frank Schorkopf, Ran Hirschl/Jan Mertens, Ines
Hirtel), die Werner Heun immer ein besonderes Herzensanliegen waren.
Aufgenommen sind schliefllich die anderenorts schon erschienenen wis-
senschaftlichen Wiirdigungen durch Christian Starck (RW 8 [2017], 243—
246) und Alexander Thiele (JZ 72 [2017], 11561.). Hier werden aus beru-
fenerem Munde aus der Wahrnehmung eines langjihrigen Kollegen bzw.
seines Schiilers Leben und Wirken Werner Heuns prizise nachgezeichnet.
Abgedruckt ist auflerdem die Gedenkrede des damaligen Dekans der Fa-
kultit (Olaf Deinert) anlisslich der kirchlichen Trauerfeier am 07.10.2017 in
der Gottinger Universitatskirche St. Nikolai. Sie spiegelt etwas davon, was
Werner Heun der Fakultit gegeben hat.

Ein grofles Symposion durchzufiihren und eine solche Gedenkschrift
zu organisieren ist nicht ohne viele helfende Hinde moglich. Die Haupt-
last hat Werner Heuns ,alte Mannschaft getragen, die ,ihrem Chef“ auf
diese Weise die letzte Referenz erweisen wollte. Es war eine angenehme
und effektive Zusammenarbeit, die ich mit einem herzlichen Dank verbin-
den mochte. Nicht alle konnen besonders angefiihrt werden, einige miissen
aber genannt sein: Alexander Thiele, der sich als geistiger Vater darstellt, auf
den die konzeptionelle Urheberschaft zurtickzufiihren ist und der gemein-
sam mit mir die Herausgeberschaft verantwortet; Katharina Kriebel, die im
Sekretariat fiir jedes Problem selbstindig Losungen entwickelte und immer
Garantin daftir war, dass nichts aus dem Ruder laufen konnte; Gregor Lau-
dage, der sich als studentische Hilfskraft der vielen technischen Details an-
genommen hat, die man oft nur wahrnimmt, wenn niemand sich kiimmert.
Dank gilt auch der Schulze-Fielitz Stiftung Berlin fir die grof3zligige Bereit-
stellung eines nicht unerheblichen Druckkostenzuschusses, welcher eine
wiirdige Buchausstattung erlaubt — in dem Verlag, der auch nach Einschit-
zung von Werner Heun die schonsten Biicher iiberhaupt macht. Pars pro
toto geht der Dank fiir die ausgezeichnete Zusammenarbeit an Franz-Peter
Gillig und Daniela Tandk.

Diese Zeilen entstanden am 70. Geburtstag des Grundgesetzes, den Wer-
ner Heun mitzufeiern nicht vergdnnt war. Als Zivilrechtler hitte ich heute
wahrscheinlich leidenschaftlich mit ihm dariiber diskutiert, ob angesichts
des Art. 145 Abs.2 GG der 23. Mai das rechte Datum ist.

Joachim Miinch
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Wilhelm Eduard Albrecht

Ein Gottinger Professor

Jorn Ipsen

Wilhelm Eduard Albrecht war von 1830 bis 1837 Professor an der Georg-
August-Universitit zu Gottingen. Seine uiberaus erfolgreiche Lehr- und
Forschungstitigkeit auf dem Gebiet des offentlichen Rechts fand ein jihes
Ende durch die vom hannoverschen Konig Ernst August verflgte Entlas-
sung. Albrecht ist als einer der ,Gottinger Sieben” im Gedichtnis geblie-
ben, deren Protestationsschrift noch in der Gegenwart unterschiedlich be-
urteilt wird.! Hierbei ist sein wissenschaftlicher Rang in den Hintergrund
getreten. Aus Anlass des Gedenkens an einen anderen bedeutenden Staats-
rechtslehrer Gottingens, dem ich freundschaftlich und kollegial eng ver-
bunden war, sei Wilhelm Eduard Albrechts als eines Gottinger Professors

gedacht.

A. Albrechts wissenschaftlicher Werdegang

Albrecht wurde als Sohn eines wohlhabenden Kaufmanns am 4. Mirz 1800
in Elbing geboren.? Er begann sein juristisches Studium 1818 an der Univer-
sitat Konigsberg, wechselte aber im folgenden Jahr an die Georg-August-
Universitit zu Gottingen. Als Schiiler Carl Friedrich Eichhorns wurde er
1822 promoviert und ging daraufhin nach Berlin, wo er insbesondere Vor-
lesungen von Savigny horte. 1824 wurde er an der Juristischen Fakultit der
Universitat Konigsberg habilitiert und hielt im Folgenden Vorlesungen tiber
deutsches Privatrecht und Handelsrecht, Lehns- und Zivilprozessrecht.
Seine Habilitationsschrift trug den Titel ,Doctrinae de probationibus se-

1 Vgl. J6rn Ipsen, Macht versus Recht. Der Hannoversche Verfassungskonflikt 1837~
1840, 2017, S. 333 ff.

2 Simtliche biographischen Angaben nach Rudolf Hiibner, Albrecht, Wilhelm Edu-
ard, in: Allgemeine Deutsche Biographie, Band 45, 1900, S.743-750. Eine umfassende
Biographie hat Anke Borsdorff, Wilhelm Eduard Albrecht. Lehrer und Verfechter des
Rechts, 1993, vorgelegt.
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cundum ius germanicum medii aevi adumbratio; pars prior“. Noch 1825
wurde er zum auflerordentlichen Professor fiir deutsches Recht ernannt
und hatte damit die gesamte Breite dieses Fachs zu vertreten. Das als zweiter
Teil seiner Habilitationsschrift geplante Werk ,,Die Gewere als Grundlage
des alteren deutschen Sachenrechts” (Konigsberg 1828) gilt als grundlegend
und fiihrte alsbald zu Albrechts Ernennung zum ordentlichen Professor.?
Einem Ruf an die Georgia-Augusta folgend wurde Albrecht 1829 zum Or-
dinarius fiir deutsches, Staats- und Kirchenrecht ernannt und trat damit
die Nachfolge seines Lehrers Eichhorn an. Seine Géttinger Lehr- und For-
schungstitigkeit sollte durch die am 11. Dezember 1837 von Ernst August
unterzeichnete Entlassungsurkunde ein jihes Ende finden.

B. Die ,Staatsrechtlichen Bedenken

Der Staatsstreich des hannoverschen Konigs vom 1. November 1837, die
Protestationsschrift der sieben Gottinger Professoren und ihre Entlassung —
und Vertreibung dreier von ihnen aus dem Konigreich — sind Gegenstand
zahlreicher Publikationen gewesen.* Wenig beachtet ist in der umfang-
reichen historiographischen und verfassungsgeschichtlichen Literatur der
Umstand geblieben, dass der Staatsstreich von dem Herzog von Cumber-
land als Thronfolger und dem Mitglied der Ersten Kammer der Standever-
sammlung Georg von Schele® nahezu zwei Jahre lang in allen Einzelheiten
geplant und nach dem Tod Konig Wilhelms IV. am 28. Juni 1837 plangemaf3
ins Werk gesetzt worden ist.® Den ersten Akt des Staatsstreichs bildete das
von Ernst August am 5. Juli 1837 erlassene und von dem inzwischen zum
Kabinettsminister ernannten Georg von Schele gegengezeichnete Antritts-
patent’, nachdem bereits am 29. Juni die Stindeversammlung vertagt wor-
den war.? Der entscheidende Satz des Antrittspatents — unter zahlreichen
Formeln nahezu verborgen — bestand in der Erklirung des Konigs,

»dafl Wir in dem, weder in formeller, noch materieller Hinsicht, Uns bindenden
Staats-Grundgesetze eine hinreichende Gewihr fiir das dauernde Gliick Unserer
getreuen Untertanen, deren Wohl, nach den von der gottlichen Vorsehung Uns dazu

3 Hierzu ausfiihrlich Borsdorff, Wilhelm Eduard Albrecht (Fn.2), S.234ff.

* Immer noch grundlegend Hans Kiick, Die Gottinger Sieben — Thre Protestation und
ihre Entlassung im Jahr 1837, Berlin 1934; vgl. auch Ipsen, Macht versus Recht, (Fn. 1),
S.333ff.

> Georg Freiherr von Schele, (1771-1844), Jurist, Mitglied der Ersten Kammer des
Konigreichs, ab 1837 Kabinettsminister.

¢ Ausfiihrlich hierzu Ipsen, Macht versus Recht (Fn. 1), S. 591f.

7 Hann. GS 1837, S.61.

8 Vgl. Ipsen, Macht versus Recht (Fn. 1), S. 93.
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auferlegten Pflichten, moglichst zu fordern, Unser unablissiges Bestreben seyn
wird, nicht finden kénnen.“?

Allerdings sagte der Konig eine ,sorgfiltigste Priifung aller dabei in Be-
tracht zu ziehenden Verhaltnisse® iber ,diesen hochwichtigen Gegen-
stand“ zu.

Am 20., 21. und 22. Juli 1837 erschien in der Augsburger Allgemeinen
Zeitung eine Artikelreihe, tiberschrieben ,Staatrechtliche Bedenken tber
das Patent Sr.Maj. des Konigs Ernst August von Hannover vom 5. Juli
1837, ohne dass der Verfasser genannt wurde. Im gleichen Jahr erschienen
die Artikel als selbstindige Schrift im J. G. Cotta’schen Verlag Stuttgart und
Tibingen. Den ,,Staatsrechtlichen Bedenken war ein Zitat aus Vergils Ae-
neis vorangestellt:

»Discite justitiam moniti et non temnere divos.“

Die ,,Staatsrechtlichen Bedenken“ werden in der Literatur!® Friedrich Wil-
helm von Thiersch!! zugeordnet. Abgesehen von den Schwierigkeiten, wie
ein Vertreter der klassischen Philologie und Reformer des bayerischen Bil-
dungswesens sich die staatsrechtlichen, staatstheoretischen und politischen
Kenntnisse hitte aneignen konnen, die zur Beurteilung des Hannover-
schen Verfassungskonflikts notwendig waren, erscheint die Verfasserschaft
Thierschs bereits aufgrund der damaligen Verkehrsverhiltnisse als aus-
geschlossen.!?

Bekannt ist, dass nach Publikation des Antrittspatents Albrecht gemein-
sam mit Dahlmann und Jakob Grimm beim Senat der Universitit den An-
trag stellte, tiber die Gltigkeit des Patents zu beraten. Der Antrag wurde
jedoch abgelehnt.!* Wahrscheinlich hat sich Albrecht auch schon vor Er-

9 Hann. GS 1837, S.62.

10 Vgl. Borsdorff, Wilhelm Eduard Albrecht (Fn.2), S.79; Miriam Saage-Maaf}, Die
Gottinger Sieben — Demokratische Vorkimpfer oder nationale Helden?, 2007, S. 234; Ni-
cola Dissen, Deutscher monarchischer Konstitutionalismus und verweigerte Rechtsent-
scheidungen, 2015, S. 356.

11 Friedrich Wilhelm von Thiersch (1784-1860); Deutscher Philologe, Prisident der
Bayerischen Akademie der Wissenschaften; zur Biographie vgl. A. Baumeister, Thiersch,
in: ADB 38 (1894), S. 14.

12 Die Nr.17 der Gesetzsammlung fiir das Konigreich Hannover vom 5. Juli 1837
wurde drei Tage spiter ausgegeben. Die Entfernung von Hannover nach Miinchen be-
trigt mehr als 600 Kilometer. Postkutschen kamen auf eine durchschnittliche Reise-
geschwindigkeit von 6 km/h. Selbst wenn man eine tigliche Reisezeit von 10 Stunden
veranschlagt, hitte die Beforderung des Gesetzblatts von Hannover nach Miinchen
10 Tage — also bis zum 18. Juli — gedauert. Es erscheint ausgeschlossen, dass die Artikel-
reihe aus der Feder Thierschs am 20., 21. und 22. Juli 1837 in Augsburg hitte erscheinen
konnen. Hingegen ist eine Versendung des Manuskripts von Gottingen nach Augsburg
(ca. 400 Kilometer) vorstellbar; vgl. Ipsen, Macht versus Recht (Fn. 1), S. 130, Fn. 450.

13 Vgl. Hiibner, ADB (Fn.2), S.744; Borsdorff, Wilhelm Eduard Albrecht (Fn.?2),
S. 80.
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lass des Antrittspatents vertieft mit der Verfassungsfrage beschiftigt, weil
Gertichte im Umlauf waren, der Herzog von Cumberland werde nach sei-
ner Thronbesteigung das Staatsgrundgesetz nicht anerkennen. Die Staats-
streichpline Scheles waren aufgrund der Geheimhaltungsmafinahmen
allerdings nicht durchgesickert.!* Auch das den ,,Staatsrechtlichen Beden-
ken®“ vorangestellte Vergil-Zitat weist auf Albrecht als Verfasser hin, der als
hervorragender Vertreter des Staatsrechts durch den sich ankiindigenden
Staatsstreich besonders erschiittert sein musste. Weisen bereits die dufleren
Umstinde auf die Verfasserschaft Albrechts!> hin, so beseitigt eine Analyse
des Textes letzte Zweifel daran, dass die ,,Staatsrechtlichen Bedenken® aus
seiner Feder stammen.

Die Schrift, die nach dem Vorwort ,unmittelbar® der Veroffentlichung
in der Allgemeinen Augsburger Zeitung folgte, hat einen Umfang von
34 Seiten. Vorangestellt ist der Wortlaut des Patents vom 5. Juli 1837. Die
»Staatsrechtlichen Bedenken® enthalten zunichst eine Analyse des An-
trittspatents, wobei der Verfasser erkennt, dass die von Ernst August aus-
bedungene ,sorgfiltigste Priifung® keineswegs darauf abzielte, die von sei-
nem Willen unabhingige Geltung des Staatsgrundgesetzes feststellen zu
lassen, sondern allein dem Ziel diente, welche Teile von ihm anerkannt bzw.
nicht anerkannt werden sollten.!®

Im Anschluss hieran wird das Patent in einen grofleren geschichtlichen
Zusammenhang gestellt und als Wendepunkt nicht nur in der Geschich-
te Hannovers, sondern in der Geschichte der inneren Entwicklung des
Rechtszustandes von ganz Deutschland und dariiber hinaus in Europa be-
zeichnet. Wihrend sich die Volker nach Ruhe und friedlicher Entwicklung
sehnten, heifdt es in den ,,Bedenken®, werde hier gleichsam ein ,,Blitzstrahl“
auf sie herabgeschleudert.!” Der Verfasser bemerkt, das Patent sei von einer
gewissen Unsicherheit gekennzeichnet, weil mit thm das Staatsgrundgesetz
nicht aufgehoben worden sei und sich auch kein Minister zur Gegenzeich-
nung des Patents bereitgefunden habe. Der Staats- und Kabinettsminister
(Schele) sei vielmehr ,mit Weglassung der Verpflichtung auf das Staats-
grundgesetz“ in Fid und Pflicht genommen worden.!® Schele wird unver-
hillt ein Bruch der Verfassung vorgeworfen, der nach dem Wortlaut des

14 Schele richtete seine zahlreichen Schreiben an Deckadressen in Berlin, wo der
Herzog von Cumberland seit 1819 residierte; vgl. Ipsen, Macht versus Recht (Fn. 1),
S.65.

15 Der Albrechtin der Ausgabe der Augsburger Allgemeinen Zeitung vom 30.11.1837,
Nr. 334, S.2670, bescheinigte ,rastlose Eifer” in der Verfassungsfrage darf als zusitzli-
cher Beleg fur seine Verfasserschaft gewertet werden.

16 Vgl. Ipsen, Macht versus Recht (Fn. 1), S. 119.

17 So Staatsrechtliche Bedenken, S. 8.

18 So Staatsrechtliche Bedenken, S. 9.
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Staatsgrundgesetzes zur Ministeranklage vor dem Oberappellationsgericht
in Celle hitte fithren kénnen.!

Nach Art eines Rechtsgutachtens prift der Verfasser zunichst die Frage,
ob der Herzog von Cumberland in seiner Stellung als Thronfolger dem
Staatsgrundgesetz seine Zustimmung hitte geben miissen. Dieser nim-
lich habe seine Zustimmung verweigert und sich seine Rechte vorbehal-
ten. Hiergegen ergeben sich nach Auffassung des Verfassers zwei Beden-
ken. Zum Einen zweifelt er daran, ob das Konigreich Hannover noch als
Lehen anzusehen sei, zum Anderen, ob Hoheitsrechte zu den Rechten und
Befugnissen gehorten, zu deren Umwandlung oder Entiulerung die Zu-
stimmung des Agnaten unerlisslich sei.?% Selbst unter der Primisse, dass
iberhaupt noch agnatische Rechte bestiinden, so ligen die Hoheitsrechte
und die mit der Austibung der oberherrlichen Gewalt verbundenen Befug-
nisse doch jenseits des Bereiches, in dem Anderungen der Zustimmung der
Agnaten bedirften und bei deren Weigerung staatsrechtlich nicht wirksam
werden konnten. Wire dem so — so folgert das argumentum ad absurdum —,
konnte der Landesherr niemals einen Frieden schlieflen, Gebiete abtreten
oder austauschen, ohne dass die Agnaten dem zugestimmt hitten.?! Der
Verfasser ldsst nicht unerwihnt, dass unter der Voraussetzung, eine agna-
tische Zustimmung sei notwendig, auch die anderen Agnaten — unter an-
derem der Herzog von Cambridge als jiingerer Bruder des Konigs — dem
Staatsgrundgesetz hitten zustimmen miissen. Dessen Zustimmung war als
Vizekonig von Hannover unzweifelhaft.

Im Folgenden geht der Verfasser auf die Frage ein, ob das Staatsgrund-
gesetz formell rechtmiflig zustande gekommen sei und nimmt nahezu
alle Argumente vorweg, die spiter im Verfahren vor dem Bundestag vor-
gebracht worden sind. Hiernach erscheine es offenbar, dass der ,,neue Mo-
narch von Hannover® ebenso wenig wie ein anderer Bundesfiirst berech-
tigt sei, die Rechtswirksamkeit des Staatsgrundgesetzes in Frage zu stellen.
In diesem Zusammenhang finden sich Gedanken, die die Vermutung be-
sttigen, dass die ,,Staatsrechtlichen Bedenken® aus der Feder von Wilhelm
Eduard Albrecht stammen. Der Verfasser vertieft seine bisherigen Ausfiih-
rungen in der Weise, dass er zwischen der vom Konig im Antrittspatent be-
kundeten Uberzeugung und dem Recht des Monarchen unterscheidet. Im
Antrittspatent sei nicht von einem Recht, sondern von einer Meinung oder
Uberzeugung die Rede — ndmlich von der Uberzeugung, dass es dem Konig
nicht moglich sei, mit dem Staatsgrundgesetz die Wohlfahrt des Landes in

19 So Staatsrechtliche Bedenken, S. 9.
20 Vgl. Staatsrechtliche Bedenken, S. 12f.
21 §o Staatrechtliche Bedenken, S. 13.
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jeder moglichen Weise ,landesviterlich® zu fordern. Wortlich heifit es in
den ,,Staatsrechtlichen Bedenken®:

»Jene Ueberzeugung aber ist, wie jede eines Einzelnen, so hoch er auch stehen mag,
eine individuelle, d. 1. eine mehr oder weniger begriindete Meinung, und ihr steht in
diesem Falle die Ueberzeugung des fritheren Monarchen entgegen ...“??

Der Verfasser benutzt hier eine besondere rhetorische Figur, indem er wort-
lich aus dem Antrittspatent vom 5. Juli 1837 zitiert. Dem fritheren Monar-
chen — nimlich Wilhelm IV. — wird diese Wendung gewissermaflen in den
Mund gelegt und ihm die Uberzeugung unterstellt, er habe mit der alten
Verfassung — nimlich dem Patent von 18193 — das Gliick seiner Unterta-
nen nicht beférdern kénnen. Mit der Unterscheidung zwischen der Uber-
zeugung des Monarchen als Individuum und den von ihm zu erlassenden
Rechtsakten ist bereits die Lehre von seiner Organstellung angelegt, die Al-
brecht in seiner Rezension des Lehrbuchs von Maurenbrecher im Septem-
ber des gleichen Jahres mit unabsehbarer Folgewirkung begriinden sollte.?*

Der Verfasser arbeitet drei leitende Gedanken des Antrittspatents he-
raus. Zum Einen nehme der Konig die Befugnis in Anspruch, den Rechts-
zustand, den er bei seinem Regierungsantritt vorfinde, einseitig aufzuheben
und neues Recht zu begriinden. Nur hierdurch sei die Ruhe und das Gliick
der Untertanen und ihre Treue an die Furstenhduser gewahrleistet. Der
dritte Gedanke wird dahingehend zusammengefasst, ,,dass mit Erneue-
rung der alten Formen die alte Zeit mit ihren verlornen Giitern der Ehren-
haftigkeit, der patriarchalischen Gesinnung, zugleich aber auch mit ihrem
Wohlstand und dem ganzen Fiillhorn ihres Gliicks wiederkehren werde.“%3
Unter diesen Umstianden wiirden sich Konsequenzen auch fiir die anderen
Staaten des Deutschen Bundes ergeben, ,,denn was dem Konig jenes Lan-
des recht ist, ist den tibrigen deutschen Fiirsten billig.“?¢ Die Verfassungen
wiren deshalb nichts anderes als ein ,,Abkommen fiir das Leben des Fiirs-
ten®, das bei jedem Regentenwechsel in Frage gestellt und gegen eine frithere
Verfassung ausgetauscht werden kénnten.?” Der Verfasser duflert zwar die
Hoffnung, dass die Titigkeit der Stindeversammlung wieder beginnen und
Anderungen des Grundgesetzes ,,mit billiger Beriicksichtigung der Lage
und der Bediirfnisse des Monarchen auf gesetzlichem Wege zustande ge-
bracht werden. Fiir den Fall, dass dies nicht gelinge, hilt er die Anrufung
des Deutschen Bundes fiir moglich, denn diese ,,hohe Institution eroffne

22 S0 Staatsrechtliche Bedenken, S. 20.

23 Patent, Die Verfassung der allgemeinen Stinde-Versammlung des Konigreichs be-
treffend“ vom 7. Dezember 1819 (Hann. GS 1819, S. 135).

2+ Vgl. unten S. 9f.

25 So Staatsrechtliche Bedenken, S.23.

26 So Staatsrechtliche Bedenken, S.23.

27 S0 Staatsrechtliche Bedenken, S. 24.
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die Aussicht, solche gefihrlichen Differenzen auf dem Wege des Rechts zu
vermitteln.“?® Damit lag nur zwei Wochen nach Publikation des Antritts-
patents in der Augsburger Allgemeinen Zeitung und wenige Wochen spater
als selbstandige Schrift eine glinzende juristische Analyse des ersten Akts
des Staatsstreichs vor, noch von der Hoffnung getragen, der Konig werde
das Staatsgrundgesetz anerkennen und iiber mégliche Anderungen in Ver-
handlungen mit den Stinden eintreten.

So iiberzeugend auch die rechtlichen Argumente gewesen sind; die po-
litischen Prognosen traten nicht ein. Der Zeitraum zwischen dem An-
trittspatent vom 5. Juli und dem Patent vom 1. November 1837, mit dem
das Staatsgrundgesetz aufgehoben und die Stindeversammlung aufgeldst
wurde, diente keineswegs einer ,sorgfiltigsten Priifung” der Rechtslage,
wie sie im ersten Patent angekiindigt worden war. Die maflgebliche Ent-
scheidung war bereits getroffen und bedurfte nur einer juristischen Be-
mintelung, mit der Justus Christoph Leist?” betraut wurde, nachdem zwei
Rechtsgutachten nicht im Sinne des Kénigs ausgefallen waren.3° Die folgen-
den Monate dienten nicht der Erforschung des Rechts, sondern der Macht,
namlich der Frage, inwieweit sich im Konigreich Hannover ernsthafte Wi-
derstinde gegen die Aufhebung des Staatsgrundgesetzes ergeben wiirden.
Da die Standeversammlung sich bereits widerspruchslos hatte vertagen las-
sen und sich zu keinem Ballhausschwur bereitfand, entsprach es dem po-
litischen Kalkiil des Konigs und seines Hausmeiers Schele, dass ein Wi-
derstand in der Bevolkerung nicht zu erwarten sei. Fiir den duflersten Fall
waren bereits entsprechende Mafinahmen getroffen worden.’!

C. Die Rezension des Lehrbuchs Romeo Maurenbrechers

Am 21. und 23. September 1837 erschien in den ,,Gottingischen gelehrten
Anzeigen“ eine mit der Initialen ,E.A.“ unterschriebene Rezension der
»Grundsitze des heutigen deutschen Staatsrechts, systematisch entwickelt
von Dr. Romeo Maurenbrecher, Prof. der Rechte zu Bonn“. Die Rezensi-
on hatte einen Umfang von 22 Druckseiten®? und entsprach damit auch in
jener Zeit einem wissenschaftlichen Beitrag. Die Veroffentlichung der Re-
zension fiel in die Phase der vorgeblich ,sorgfiltigsten Prifung” des Staats-

28 §o Staatsrechtliche Bedenken, S.331.

29 Justus Christoph Leist (1770-1858), Jurist, ab 1802 ordentlicher Professor in Gét-
tingen, spater Justizkanzleidirektor in Stade, ab 1839 Vizeprisident des Oberappella-
tionsgerichts in Celle.

30 Vel. Ipsen, Macht versus Recht (Fn. 1), S. 107 ff.

31 Vgl. Ipsen, Macht versus Recht (Fn. 1), S. 83f.

2 G, gel. Anz. 1837, S. 1489-1504, 1508-1515.
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grundgesetzes und wiirde als Beitrag zur Verfassungsfrage Opfer der Zen-
sur geworden sein.?® Es ist also ein Kunstgriff Albrechts gewesen, seine fiir
die staatsrechtliche Doktrin jener Zeit geradezu explosive Botschaft in einer
Buchbesprechung zu verstecken und sie lediglich mit einem Namenskiirzel
zu versehen. Eine Rezension diirfte kaum die Aufmerksamkeit des Zensors
erregt haben, zumal Maurenbrecher ein Vertreter der patrimonial-feudalen
Staatsauffassung war, nach der der Monarch den Staat verkorperte.

Albrecht kritisierte in seiner Besprechung die ,privatrechtliche Farbe“
der Darstellung, die sich von der neueren staatsrechtlichen Auffassung un-
terscheide. Hieran kniipfte er einen Gedankengang, der ebenso einfach wie
iberzeugend ist und eine geradezu epochale Wirkung entfalten sollte. Der
Staat sei nicht lediglich eine Verbindung der Menschen, die ihre individuel-
len Zwecke und Interessen verfolgten, sondern ein Gemeinwesen, namlich
eine Anstalt, die iiber den Einzelnen stehend keineswegs nur die Summe in-
dividueller Interessen des Herrschers und der Untertanen verfolge, sondern
ein ,hoheres, allgemeines Gesammtinteresse® bilde.>* Der Verfasser fihrt
fort:

»Somit zerlegt sich das Leben des Einzelnen (Herrschers und Unterthanen) in zwey
Partien, die eine, in der er um jenes Allgemeinen Willen, im Namen und im Dienste
des Staats, als Haupt oder Glied desselben, berechtigt oder verpflichtet ist, die ande-
re, in der er, als selbstindiges Individuum, um seiner selbst willen Rechte, oder um
eines Anderen willen Verpflichtungen hat.“>

Damit wurde die schon in den staatsrechtlichen Bedenken angedeutete Un-
terscheidung zwischen den individuellen Uberzeugungen des Monarchen —
gewissermaflen solchen der Privatperson — und seinen staatsrechtlichen Be-
fugnissen aufgenommen. Der nichste gedankliche Schritt bestand darin,
die beiden rechtlichen Sphiren zu trennen:

»Indem wir somit in Beziehung auf das erste Gebiet dem Individuum alle selbstin-
dige juristische Personlichkeit (das um seiner selbst willen Berechtigt-Seyn) abspre-
chen, werden wir nothwendig dahingefiihrt, die Personlichkeit, die in diesem Ge-
biete herrscht, handelt, Rechte hat, dem Staate selbst zuzuschreiben, diesen daber als
juristische Person zu denken; und dieses, richtig verstanden, hilt Ref. fiir die Grund-
formel derjenigen Auffassung des Staates, die er die wahrhaft staatsrechtliche ge-
nannt hat.“3¢

Nach Albrecht ist die Auffassung, der Staat sei eine juristische Person,
durchaus verbreitet; hierunter werde aber gianzlich Verschiedenes verstan-

33 Neben den erwihnten ,Staatsrechtlichen Bedenken“ sind mehrere Schriften zur
Verfassungsfrage erschienen, simtlich auflerhalb des Koénigreichs Hannover; vgl. nur
Ipsen, Macht versus Recht (Fn. 1), S. 134{.

3+ So E. A., Géttingische gelehrte Anzeigen 1837, S. 1492.

35 Ebd.

36 Ebd. — ohne Hervorhebung.



Autorenverzeichnis

Horst Dreier
Professor fiir Rechtsphilosophie, Staats- und Verwaltungsrecht an der Juli-
us-Maximilian-Universitit Wiirzburg.

Hans Michael Heinig
Professor fiir Offentliches Recht, insb. Kirchen- und Staatskirchenrecht an
der Georg-August-Universitat Gottingen.

Werner Heun
Professor fir Allgemeine Staatslehre und Politische Wissenschaften an der
Georg-August-Universitit Gottingen.

Ran Hirschl
Inhaber der Alexander von Humboldt-Professur fiir Verfassungsrecht und
Politikwissenschaft an der Georg-August-Universitat Gottingen.

Ines Hartel
Professorin fiir Offentliches Recht, Verwaltungs-, Europa-, Umwelt-, Agrar
und Energierecht an der Europa-Universitat Viadrina Frankfurt (Oder).

Jorn Ipsen )
Professor (em.) fiir Offentliches Recht an der Universitat Osnabriick sowie
Prasident des Niedersichsischen Staatsgerichtshofs a. D.

Stefan Korioth
Professor fiir Offentliches Recht, insbesondere Kirchenrecht sowie Deut-
sches Staats- und Verwaltungsrecht an der Ludwig-Maximilians-Univer-
sitit Miinchen.

Pia Lange
Akademische Ritin a.Z. an der Juristischen Fakultit der Georg-August-
Universitit Gottingen.

Jan Mertens

Rechtsreferendar beim OLG Braunschweig und Doktorand am Institut fiir
Allgemeine Staatslehre und Politische Wissenschaften an der Georg-Au-
gust-Universitiat Gottingen.



270 Autorenverzeichnis

Christoph Mollers
Professor fiir Offentliches Recht, insb. Verfassungsrecht, und Rechtsphi-
losophie an der Humboldt-Universitat Berlin.

Frank Schorkopf
Professor fiir Volker- und Europarecht an der Georg-August-Universitat
Gottingen.

Christian Starck
Emeritierter Professor fur 6ffentliches Recht an der Georg-August-Univer-
sitdt Gottingen.

Norbert Ullrich
Professor fiir Offentliches Recht an der Fachhochschule fiir Offentliche
Verwaltung Nordrhein-Westfalen.

Alexander Thiele
Privatdozent an der juristischen Fakultit der Georg-August-Universitat
Gottingen.

Joachim Wieland
Professor fir Offentliches Recht, Finanz- und Steuerrecht an der Deut-
schen Universitat fiir Verwaltungswissenschaften Speyer.



	Cover

	Titel

	Vorwort��������������
	Inhaltsverzeichnis

	I. Verfassungsgeschichte�������������������������������
	Jörn Ipsen: Wilhelm Eduard Albrecht������������������������������������������
	Horst Dreier: Das Grundgesetz – Eine „Anti“-Verfassung?��������������������������������������������������������������
	Norbert Ullrich: Personale Bindungen im Wandel der Verfassungen����������������������������������������������������������������������

	II. Verfassungsvergleichung����������������������������������
	Christian Starck: Konstitutionalismus, Demokratie und Verfassungsgerichtsbarkeit���������������������������������������������������������������������������������������
	Frank Schorkopf: Konturen einer Rezeptionsdogmatik für die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	Ran Hirschl/Jan Mertens: Interdisziplinarität als Bereicherung���������������������������������������������������������������������
	Ines Härtel: Datenschutzrecht und Digitalisierung im Föderalismus der USA��������������������������������������������������������������������������������

	III. Verfassungsrecht & -theorie���������������������������������������
	Christoph Möllers: Funktionen des Verfassungsprozessrechts�����������������������������������������������������������������
	Pia Lange: Verfassungsprozessuale Folgen von Gleichheitsverstößen durch den Gesetzgeber����������������������������������������������������������������������������������������������
	Hans Michael Heinig: „Religionsgemeinschaft/Religionsgesellschaft“�������������������������������������������������������������������������

	IV. Finanzverfassungsrecht���������������������������������
	Stefan Korioth: Die Kommunen und der neue Bund-Länder-Finanzausgleich ab 2020������������������������������������������������������������������������������������
	Joachim Wieland: Steuerung der Staatsverschuldung durch Verfassungsrecht im Widerstreit revisited��������������������������������������������������������������������������������������������������������

	V. Würdigung und Nachruf�������������������������������
	Christian Starck: Wissenschaftliche Würdigung von Werner Heun��������������������������������������������������������������������
	Olaf Deinert: Gedenkrede – Werner Heun���������������������������������������������
	Alexander Thiele: Nachruf��������������������������������

	Schriftenverzeichnis Werner Heun���������������������������������������
	Autorenverzeichnis�������������������������



